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� Die Mitglieder des Mieter-
vereins Köln sind seit Mai

2014 Mieter einer Wohnung im
Hause einer großen Kölner Woh-
nungsgesellschaft.
Die Gesellschaft forderte die Mit-
glieder mit Schreiben vom 18.
Februar 2016 auf, die von ihnen
auf dem Balkon aufgestellte Pa-
rabolantenne zu entfernen.
Kurz darauf kam es zu einem
Ortstermin in der Wohnung der
Mieter, an der seitens der Woh-
nungsgesellschaft ein Mitarbei-
ter und der Hausmeister der Lie-
genschaft teilnahmen. Der ge-
naue Verlauf des Ortstermins
ist zwischen den Parteien strei-
tig.
Da die Mieter die Parabolanten-
ne nicht entfernten, wurden sie
erneut, diesmal durch eine von
der Vermietungsgesellschaft be-
auftragte Rechtsanwaltskanzlei,
aufgefordert, die Antenne zu ent-
fernen. Gleichzeitig wurden die
Mieter abgemahnt.
Die Mieter suchten daraufhin
wenige Tage später die Verwal-
tung der Gesellschaft auf. Hier
kam es erneut zu einem Ge-
spräch mit dem Mitarbeiter, des-
sen genauer Verlauf zwischen
den Parteien ebenfalls streitig
ist.
In einem weiteren Gespräch im
Büro des Mitarbeiters soll dann
unser Mitglied auffällig gewor-
den sein und den Mitarbeiter mit
Worten wie „Wichser“ und
„Idiot“ beleidigt haben. Darüber
hinaus soll es zu einer Bedro-
hung des Mitarbeiters gekom-
men sein.
Die Folge war die fristlose Kündi-
gung des Mietverhältnisses.
Im Rahmen eines sich anschlie-
ßenden Räumungsprozesses vor
dem Amtsgericht Köln haben die
Mitglieder des Vereins vorgetra-
gen, der Mitarbeiter der Gesell-

schaft habe sie in den Gesprä-
chen provoziert. Er sei auf Argu-
mente der Mieter nicht eingegan-
gen und habe sie „von oben he-
rab“ behandelt. Er sei unfreund-
lich und auch anmaßend aufge-
treten. Am Ende des Gespräches
sei es „mit dem Beklagten durch-
gegangen und er habe den Mitar-
beiter beleidigt“.
Gleichzeitig haben die Mieter
aber vortragen lassen, dass das
Vertrauensverhältnis zwischen
den Parteien aufgrund des ein-
maligen Vorfalls nicht zerrüttet
sei. Es sei zu berücksichtigen,
dass sich der Mieter sofort nach
dem Vorfall persönlich entschul-
digt habe und auch ein ansons-
ten intaktes Mietverhältnis vor-
läge.
Mit Urteil vom 26. Oktober 2016
(Az: 203 C 134/16) wurde die Räu-
mungsklage abgewiesen.
In seinen Entscheidungen führte
das Gericht unter anderem aus:
„Es ist eine umfassende Interes-
senabwägung der Beteiligten
vorzunehmen. Die Interessen
des Vermieters an der Vertrags-
beendigung und die Interessen
des Mieters an der Fortdauer des
Mietverhältnisses sind also zu er-
mitteln und zu bewerten. Es ge-
nügt nicht das Vorliegen einer
Vertragsverletzung, sondern die
Vertragsverletzung muss so
schwerwiegend sein, dass die
Fortsetzung des Mietverhältnis-
ses nicht mehr zugemutet wer-
den kann.
Als Ausfluss mietvertraglicher
Verhaltenspflichten sind die
Mieter verpflichtet, die Persön-
lichkeit des Vermieters und sei-
ner Mitarbeiter zu achten. Grobe
und wiederholte Beleidigungen
sowie Tätlichkeiten und weiter-
gehende strafrechtliche Delikte
gegen Leib und Leben stellen da-
her grundsätzlich eine zur Kün-

digung berechtigende Pflicht-
verletzung dar, wenn das Maß
des Verträglichen überschritten
ist.
Das Gericht erachtet vor dem
Hintergrund dieser Ausführun-
gen die Vertragsverletzung des
Beklagten zu 2) (Ehemann) als
Vertragsverstoß. Die Pflichtver-
letzung führt aber im Rahmen
der Interessenabwägung nicht
dazu, dass die Interessen des
Vermieters an der Beendigung
des Mietverhältnisses die Inte-
ressen des Mieters an der Fortset-
zung des Mietverhältnisses über-
wiegen.
Diese Pflichtverletzung ist je-
doch im konkreten Fall unter Be-
rücksichtigung der Umstände
des Einzelfalls nicht so erheb-
lich, dass die Interessen des Ver-
mieters an einer Vertragsbeendi-
gung überwiegen. Vielmehr ist
zu berücksichtigen, dass es sich
bei der Pflichtverletzung um ei-
nen einmaligen Vorfall handelt,
der im Zustand emotionaler Er-
regtheit begangen wurde.
Das Gespräch am 14. März 2016
war ein einmaliger Vorfall, bei
dem sich der Beklagte zu 2) nicht
im Griff hatte. Wie er in der
mündlichen Verhandlung selbst
eingeräumt hatte, hat er sich im
Verlaufe des Gespräches „verlo-
ren“. Es handelt sich um einen
einmaligen Vorfall, dem ein kon-
kreter Anlass zugrunde lag. Das
Gespräch vom 14. März 2016 er-
folgte zudem in einer, infolge der
vorherigen Gespräche, streitigen
Atmosphäre. Schon vor der
Pflichtverletzung des Beklagten
zu 2) war das Gespräch laut ver-
laufen und die Beteiligten strit-
ten. Die Eskalation dieser zuvor
schon bestehenden gereizten At-
mosphäre stellte dann die Belei-
digung und Bedrohung durch
den Beklagten zu 2) dar. Diese

war insofern auf eine momenta-
ne und, mit Blick auf die danach
erfolgten Entschuldigungen und
das Fehlen weiterer Pflichtver-
letzungen, auf eine vereinzelt ge-
bliebene Unbeherrschtheit zu-
rückzuführen.
Insbesondere der schon erwähn-
ten Entschuldigung ist hierbei
besonderes Gewicht zu geben.
Der Beklagte zu 2) hat sich nach
dem 14. März 2016 persönlich
entschuldigt. Auch in der münd-
lichen Verhandlung hat er sich
reuig gezeigt und sein Fehlver-
halten in weiten Teilen einge-
räumt.
Das Gericht kommt zu dem Er-
gebnis, dass die Interessen des
Vermieters die Interessen des
Mieters nicht in der Weise über-
wiegen, dass eine Vertragsbeen-
digung die zwingende Folge ist.
Das Verhalten des Beklagten zu
2) war auf dessen Hilflosigkeit
und Ausweglosigkeit zurückzu-
führen. Er empfand sich als un-
gerecht behandelt und konnte
mit dieser gefühlten Kränkung
nicht anders umgehen. Eine sol-
che einmalige Pflichtverletzung
kann nicht Grundlage für die
Kündigung eines im Übrigen in-
takten Mietverhältnisses, bei
dem in der Wohnung lebende
Kinder von der Begründetheit ei-
ner Räumungsklage betroffen
wären, sein.“
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
konnten die Mitglieder das Miet-
verhältnis fortsetzen.
Gleichwohl sollten Mieterinnen
und Mieter in persönlichen Ge-
sprächen mit Vermietern oder
Mitarbeitern von größeren Ver-
mietungsgesellschaften sich
höflich und zurückhaltend ver-
halten und sich auch nicht durch
unbedachte Äußerungen oder
unbegründete Vorwürfe der Ge-
genseite provozieren lassen. �
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Streit um Parabolantenne zwischen
Vermieter und Mieter eskaliert
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� Der neue Kölner Mietspie-
gel – Stand Januar 2017 –

weist Steigerungen in den einzel-
nen Baualtersklassen zwischen
2,5 Prozent bis zu knapp fünf Pro-
zent auf. Der Durchschnitt liegt
bei circa 3,5 Prozent.
Im Vergleich mit anderen Groß-
städten in Deutschland er-
scheint dieser Anstieg auf den
ersten Blick moderat. Gleich-
wohl täuschen die Zahlen im
neuen Mietspiegel nicht darüber
hinweg, dass Wohnen in Köln
immer teurer wird. „Wir betrach-
ten diese Entwicklung schon seit
Jahren mit großer Sorge. Für den
Durchschnittsverdiener wird es
immer schwieriger, in Köln
Wohnraum zu bezahlbaren Kon-
ditionen zu finden“, so Jürgen
Becher, Geschäftsführer des Mie-
tervereins Köln. Die Hauptursa-
che für diese Entwicklung sieht
der Mieterverein darin, dass die
Schere zwischen dem Neubau
von Wohnungen und dem Zuzug
von Mieterinnen und Mietern
nach Köln immer weiter ausei-
nanderklafft.
Umso wichtiger ist es, dass so-
wohl der öffentlich geförderte als
auch der freifinanzierte Woh-
nungsbau angekurbelt werden.
Becher fordert in diesem Zusam-
menhang die Stadt Köln auf, das
vom Rat beschlossene kooperati-
ve Baulandmodell umzusetzen
und darüber hinaus dafür zu sor-
gen, dass Grundstücke, an de-
nen Neubauten entstehen kön-
nen, in ausreichender Zahl und
zu angemessenen Konditionen
zur Verfügung gestellt werden.
Im Zusammenhang mit dem
neuen Mietspiegel weist der Mie-
terverein Köln auf mietrechtli-
che Forderungen an die Bundes-
regierung und die im Bundestag
vertretenen Parteien hin:

� Mietpreisbremse
nachbessern
Die seit Mai 2015 geltende „Miet-
preisbremse“ muss dringend

nachgebessert werden, um die
angestrebte Wirkung tatsächlich
erreichen zu können. Notwendig
sind eine bundesweit geltende
Regelung, die Streichung von
Ausnahmetatbeständen und wir-
kungsvolle Sanktionen für Ver-
mieter, die sich nicht an das Ge-
setz halten. Unerlässlich sind auf
jeden Fall folgende Korrekturen:
– Beim Abschluss des Mietver-
trags muss der Vermieter nach-
prüfbare Angaben zu Ausnah-
metatbeständen wie „Vormiete“
oder „Modernisierung“ machen,
wenn die von ihm geforderte
Miete die Mietpreisbremsen-
Obergrenze überschreitet.
– Der Vermieter muss verpflich-
tet werden, den Mietanteil, der
die Obergrenze der Mietpreis-

bremsen-Regelung überschrei-
tet, von Beginn des Mietverhält-
nisses an zurückzuzahlen.

� Paragraph 5
Wirtschaftsstrafgesetz
reformieren
Die Mietpreisüberhöhungs-Vor-
schrift des Paragraphen 5 Wirt-
schaftsstrafgesetz WiStG ist so zu
reformieren, dass Mieten, die
mehr als 20 Prozent über der orts-
üblichen Vergleichsmiete lie-
gen, grundsätzlich als Ord-
nungswidrigkeit geahndet und
die Vermieter mit einem Bußgeld
belegt werden können. Dazu
sollte das derzeitige Tatbe-
standsmerkmal „... infolge der
Ausnutzung eines geringen An-
gebots an vergleichbaren Räu-

Neuer Mietspiegel für Köln
men“ gestrichen und der Begriff
„Gemeinde“ ersetzt werden,
zum Beispiel durch „Teile einer
Gemeinde“ oder „Stadtbezirke“.

� Vergleichsmiete
Der Bundestag wird aufgefor-
dert, ein Mietspiegelgesetz zu
verabschieden. Die ortsübliche
Vergleichsmiete, das heißt die
Durchschnittsmiete in beste-
henden Mietverhältnissen,
muss sich aus Vertragsabschlüs-
sen und Mieterhöhungen min-
destens der letzten zehn Jahre
ergeben. Sie muss rechtssicher
festgestellt werden können. Da-
zu bedarf es flächendeckender
Mietspiegel und eines Mietspie-
gelgesetzes, welches das Ver-
fahren zur Erstellung der Miet-
spiegel abschließend und voll-
ständig regelt. Die Kappungs-
grenze soll bundesweit auf zehn
Prozent in drei Jahren oder 15
Prozent in fünf Jahren festge-
setzt werden.
Jürgen Becher hofft, dass der
neue Mietspiegel nicht zu einer
Flut von Mieterhöhungen führt.
Er appelliert an die Vermieter,
von Mieterhöhungsmöglichkei-
ten nach den Werten des neuen
Mietspiegels nur eingeschränkt
Gebrauch zu machen und im
Einzelfall mit Rücksicht auf ein
langjähriges und partnerschaft-
liches Mietverhältnis mit den
Mietern es weiterhin bei der bis-
herigen Miete zu belassen. �

Neuer Leiter der Rechtsabteilung
Seit dem 1. April 2017 ist Hans-Jörg Depel neuer Leiter der
Rechtsabteilung. Er übernimmt einen Teil des Aufgabenbe-
reichs, den seit April 1994 der Geschäftsführer, Jürgen Be-
cher, zu verantworten hat.
Auch die Pressearbeit gehört zum neuen Aufgabengebiet
von Hans-Jörg Depel, der seit dem 1. August 1996 als
Rechtsberater beim Mieterverein tätig ist.
Jürgen Becher wird – nach dann 46 Jahren aktiver Tätigkeit
im Mieterverein Köln – im Herbst dieses Jahres in den wohl-
verdienten Ruhestand gehen.
Wir wünschen Assessor Hans-Jörg Depel für seine neue
Aufgabe viel Erfolg und eine gute Arbeit im wohlverstande-
nen Interesse der Mieterinnen und Mieter.HHaannss--JJöörrgg  DDeeppeell
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� Die Vermieter des Mit-
glieds des Mietervereins

Köln waren der Auffassung, dass
die Wohnung sich „in einem ver-
wahrlosten Zustand befinde und
völlig vermüllt sei“. Nach Mei-
nung der Vermieter stapelten
sich Abfälle aller Art zum Teil
kniehoch auf den Bodenflächen.
Unter den Abfällen befänden
sich auch Essensreste. Auch rie-
che es in der Wohnung nach
Schimmel. 
Die Vermieter ließen das Mit-
glied durch ein Schreiben des
Kölner Haus- und Grundbesit-
zervereins auffordern, die Woh-
nung in einen besichtigungsfä-
higen Zustand zu versetzen. 
Am 11. November 2015 besichtig-
ten die Vermieter die Wohnung.
Mit Schreiben vom 17. November
2015 ließen sie die fristlose –
hilfsweise fristgerechte – Kündi-
gung des Mietverhältnisses aus-
sprechen mit der Begründung,
dass sich nach den durchgeführ-
ten Aufräumarbeiten im Bade-
zimmer großflächige Schimmel-
schäden festgesetzt hätten, da-
rüber hinaus der Fußboden irre-

parabel verschmutzt sei und
auch sonstige Einrichtungsge-
genstände wie Boden, Fenster-
bänke, Sanitäreinrichtungen mit
Schmutz überzogen seien.
Der Mieterverein hat für sein Mit-
glied der Kündigung widerspro-
chen. Es kam zu einem Räu-
mungsrechtstreit. Mit Urteil des
Amtsgerichts Köln vom 26. Juli
2016 (Az: 209 C 121/16) wurde die
Klage der Vermieter abgewiesen. 
Aus den Entscheidungsgründen
des Gerichts: „Die Klage ist unbe-
gründet. Die Kläger können von
dem Beklagten nicht die Heraus-
gabe der Wohnung verlangen,
denn ihre Kündigung vom 17.
November 2015 hat das Mietver-
hältnis nicht beendet. 
Die gesetzlichen Voraussetzun-
gen für eine fristgerechte oder
fristlose Kündigung sind nicht

erfüllt. Entsprechend dem
Schreiben der Kläger vom 23. Ok-
tober 2015 befand die Wohnung
des Beklagten sich am 11. No-
vember 2015 in einem besichti-
gungsfähigen Zustand. Dies er-
gibt sich schon aus dem Um-
stand, dass die Kläger die Woh-
nung an diesem Tag besichtigt
haben. Aus den von den Klägern
vorgelegten Lichtbildern lässt
sich ersehen, dass sich die Woh-
nung in einem unordentlichen
Zustand befindet. Unordnung al-
lein stellt jedoch keine Verlet-
zung der Pflichten aus dem Miet-
vertrag dar. 
Konkrete Substanzschäden oder
Umstände, die solche unmittel-
bar erwarten lassen, haben die
Kläger nicht vorgetragen. Die
Lichtbilder lassen erkennen,
dass der Fußboden neben dem

Herd sowie der rote Fußboden-
belag unterhalb eines Klapp-
stuhls oder -tisch deutliche Spu-
ren einer intensiven Beanspru-
chung aufweisten. Der rote Bo-
denbelag kann auch als beschä-
digt angesehen werden. Indes-
sen ergibt sich weder aus den
vorgelegten Lichtbildern noch
aus dem Vortrag der Kläger, dass
es sich um eine erhebliche Sub-
stanzbeschädigung durch ver-
tragswidrigen Gebrauch han-
delt. Der Holzbodenbelag wirkt
renovierungsbedürftig, nicht je-
doch in seiner Substanz beschä-
digt. Konkrete Tatsachen, aus
denen sich ergibt, dass die Woh-
nung des Beklagten von Unge-
ziefer befallen ist und der Be-
klagte dies zu vertreten hat, tra-
gen die Kläger nicht vor. 
Im Ergebnis kann nicht festge-
stellt werden, ob durch das Ver-
halten des Beklagten das Eigen-
tum der Kläger erheblich oder
auch nur nicht unerheblich ge-
fährdet ist.“ 
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
konnte das Mitglied sein Miet-
verhältnis fortsetzen.                        �

Verwahrlosung 
der Wohnung?

Mieterverein Köln e. V., Mühlenbach 49, 50676 Köln,
Tel. 02 21/2 02 37-0, Fax 02 21/ 2 40 46 20.
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Streit um Restkaution
� Nachdem die Mitglieder

des Mietervereins Köln am
30. März 2015 aus ihrer Wohnung
ausgezogen waren, gab es mit
der ehemaligen Vermieterin Dif-
ferenzen wegen der Rückzah-
lung der Restkaution in Höhe von
499,72 Euro. Die ehemalige Ver-
mieterin machte in dieser Höhe
Schadensersatzansprüche we-
gen Malerarbeiten im WC, Kosten
für die Reinigung einer Dusche
und Schadensersatzansprüche
wegen angeblich beschädigter
Fliesen und der fehlenden Reini-
gung der zur Wohnung gehören-
den Terrasse geltend. 
Nach einer Prüfung durch die
Rechtsabteilung des Vereins
wurde festgestellt, dass die Auf-
rechnung der ehemaligen Ver-
mieterin unbegründet war. Da

gleichwohl eine Rückzahlung
der Restkaution nicht erfolgte,
wurde Klage erhoben. 
Mit Urteil des Amtsgerichts Köln
vom 14. Dezember 2016 (Az: 214 C
107/16) wurde die frühere Ver-
mieterin verurteilt, die Restkau-
tion an die Mieter auszuzahlen. 
Aus den Entscheidungsgründen:
„Die Klage ist begründet. Die Klä-
ger (die Mitglieder des Vereins)
haben gegen die Beklagte einen
Anspruch auf Zahlung von
499,72 Euro. Der Beklagten (ehe-
malige Vermieterin) steht kein
Schadensersatzanspruch wegen
Malerarbeiten im WC zu. Bei
Übergabe der Wohnung am 30.
März 2015 haben die Kläger sich
mit dem Zeugen M. abschließend
über die noch auszuführenden
Arbeiten geeinigt. Die in der Ver-

einbarung vom 30. März 2015 auf-
gelisteten noch durchzuführen-
den Arbeiten sind als abschlie-
ßend anzusehen. Hiernach ist
aber lediglich ein Anstrich des
Badezimmers, nicht hingegen
ein Anstrich des WCs geschuldet. 
Aus dem gleichen Grunde kann
die Beklagte auch nicht mit den
für die Reinigung der Dusche an-
gefallenen Kosten aufrechnen.
Auch eine Reinigung der Dusche
ist in der Vereinbarung vom 30.
März 2015 nicht aufgeführt. 
Des Weiteren besteht auch kein
Schadensersatzanspruch gegen
die Kläger wegen der Fliesen an
der Eingangstür. Insofern fehlt
es bereits an einer hinreichen-
den Darlegung dazu, dass der
Schaden durch die Kläger verur-
sacht worden ist. Alleine aus

dem Umstand, dass der Schaden
am Abend vor dem Auszug noch
nicht vorhanden gewesen sein
soll, folgt noch nicht, dass der
Schaden tatsächlich durch die
Kläger bei ihrem Auszug verur-
sacht worden ist. 
Ferner besteht auch kein Scha-
densersatzanspruch der Beklag-
ten gegen die Kläger wegen einer
fehlenden Reinigung der Terras-
se. Eine Reinigung der Terrasse
ist in der abschließenden Verein-
barung vom 30. März 2015 nicht
vorgesehen, sondern lediglich
eine Reinigung des Balkons. Bal-
konreinigungsarbeiten sind in
der zur Aufrechnung gestellten
Rechnung nicht enthalten.“
Fazit: Mit Hilfe des Mietervereins
haben die Mitglieder ihre Rest-
kaution zurückbekommen.          �


